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Ausmaß der Schäden durch Alkali-Kieselsäure-Reaktion an Betonfahrbahndecken 
und Ingenieurbauwerken im Bundesfernstraßennetz 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Bei Betonfahrbahndecken im Bundesfemstraßennetz zeigen sich seit etwa 
15 Jahren zunehmend Schadmuster, die auf die innere Zerstörung des Beton- 
gefüges durch die so genannte Alkali-Kieselsäure-Reaktion zurückzuführen 
sind. Auch bei Ingenieurbauwerken sind entsprechende Schäden aufgetreten. 

Die chemische Reaktion, die letztendlich die Fahrbahndecke unbrauchbar 
macht und landläufig auch „Betonkrebs“ genannt wird, entsteht durch die Ver- 
wendung ungeeigneter Zuschlagstoffe. 

Schwerpunkte der genannten Schäden im Bundesfemstraßennetz finden sich 
(www.sueddeutsche.de vom 27. Juli 2014 „Wenn der Betonkrebs ausbricht“) in 
Sachsen (A 14), Sachsen- Anhalt (A 14, A 9) und Brandenburg (A 9, A 10). In 
jüngster Zeit hat sich das Problem weiter verschärft, so dass aufgmnd der in- 
tensiven Bautätigkeit im ostdeutschen Autobahnnetz in den 90er-Jahren zu er- 
warten ist, dass in den kommenden Jahren weitere Streckenabschnitte vorzeitig 
durch eine Alkali-Kieselsäure-Reaktion unbrauchbar werden und erhebliche 
Kosten für die Saniemng der Schäden entstehen. 

Die Materialforschungs- und -prüfanstalt an der Bauhaus-Universität Weimar 
— vormals Institut für Baustoffe - hat bereits im Jahr 1992 auf mögliche Risiken 
bei der Verwendung von Kies aus bestimmten Gmben hingewiesen und ver- 
fügte bereits damals über umfangreiches Datenmaterial über Eignung von Zu- 
schlagstoffen für die Herstellung von Betonbauteilen (www.betontreiben.de). 

Daher muss davon ausgegangen werden, dass der Bund, die betreffenden Stra- 
ßenbauverwaltungen der Länder und die Deutsche Einheit Femstraßenpla- 
nungs- und -bau GmbH (DEGES) entweder die Informationen nicht beachtet 
haben oder die falschen Schlüsse gezogen haben. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infra- 
struktur vom 25. September 2014 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich — in kleinerer Schrifitype — den Fragetext. 
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1. Auf welchen Autobahnabschnitten mit neuer Fahrbahndecke (nach dem 
Jahr 1990 gefertigt) sind bisher Schäden durch eine Alkali-Kieselsäure- 
Reaktion (AKR) aufgetreten (bitte einzeln benennen)? 

2. Welche Streckenabschnitte des Bundesautobahnnetzes wurden bisher vor- 
zeitig aufgrund von Schäden durch AKR saniert (bitte einzeln benennen) 
bzw. ersetzt? 

3. Welche Investitionen mussten seit dem Jahr 1995 zur Behebung der ge- 
nannten Schäden aufgebracht werden (bitte in Jahresscheiben angeben)? 

4. Auf welchen Streckenabschnitten des Bundesautobahnnetzes bestehen 
aktuell Schäden durch AKR, und wie hoch sind die geschätzten Sanierungs- 
kosten (bitte einzeln aufführen)? 

5. Auf welchen Abschnitten des Bundesautobahnnetzes sind nach Informa- 
tionen der Bundesregierung, Schäden durch AKR in den kommenden Jah- 
ren zu erwarten, bzw. wo bestehen konkrete Verdachtsfälle? 

Die Fragen 1 bis 5 werden wegen des Sachzusammenhangs gemeinsam be- 
antwortet. 

Nach den Artikeln 90 und 85 des Grundgesetzes planen, bauen und unterhalten 
die Bundesländer im Rahmen der Auftragsverwaltung des Bundes die Bundes- 
femstraßen. Zu diesen Aufgaben gehören auch die Planung und Realisierung al- 
ler Erhaltungsmaßnahmen im Zuge von Bundesfemstraßen, wobei die Realisie- 
rung der Maßnahmen mit den durch den Bund pauschal zur Verfügung gestellten 
Mitteln erfolgt. 

Der Nachweis einer schädigenden Reaktion an Betonfahrbahndecken durch Al- 
kali-Kieselsäure-Reaktionen (AKR) muss durch spezielle, zeitlich aufwändige 
Untersuchungen erbracht werden, da das charakteristische Schadensbild einer 
AKR auch durch andere Schädigungsprozesse verursacht werden kann. Des 
Weiteren ist zu beachten, dass im Rahmen der zur Beseitigung von AKR-Schä- 
den notwendigen Maßnahmen auch häufig zweckmäßige weitere Erhaltungs- 
arbeiten durchgeführt werden, die hinsichtlich der Aufwendungen nicht separat 
erfasst werden. Aus diesen Gründen können keine gesicherten Zahlen und Sta- 
tistiken über die bundesweiten Längen oder Kosten für die Instandsetzung der 
allein durch AKR geschädigten Autobahnbereiche genannt werden. 

Der Bundesregierang liegen im Hinblick auf Sanierung von Schäden, die ein- 
zelne Länder als AKR-Schäden gemeldet haben, folgende, zum Teil aggregierte 
Angaben vor: 

— Gemäß Meldung des Landes Brandenburg waren in den Jahren 2005 bis 2013 
insgesamt 40 km Bundesautobahnen wegen Schädigungen durch AKR mit 
Kosten von ca. 47 Mio. Euro instand zu setzen, wobei die Kosten auch Auf- 
wendungen für sonstige Erhaltungsarbeiten umfassen. Gemäß Planung des 
Landes mit Stand 08/2013 sollen in den Jahren 2014 bis 2018 durch AKR- 
geschädigte Abschnitte der A 2, A 9, A 12, A 13, A 15 und A 115 in Bran- 
denburg saniert werden. 

— Sachsen- Anhalt hat mit dem Erhaltungsprogramm Bundesfemstraßen 20 1 3— 
2017 gemeldet, dass Maßnahmen im Zuge der A 9 auf einer Länge von rund 
58 km Richtungsfahrbahn mit Kosten von rund 75,2 Mio. Euro aufgrund von 
AKR in den Jahren 2013 bis 2017 durchgeführt worden bzw. vorgesehen 
sind. Im Zuge der A 14 sind entsprechende Maßnahmen auf einer Länge von 
rund 61 km Richtungsfahrbahn mit Kosten von rund 33 Mio. Euro durchge- 
führt worden bzw. vorgesehen. Im Zuge der A 38 sind Maßnahmen auf einer 
Länge von rund 20 km Richtungsfahrbahn mit Kosten von rund 15 Mio. Euro 
realisiert bzw. eingeplant. 
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— Nordrhein- Westfalen hat die Erneuerung der A 44 aufgrund von Schäden 
durch AKR im Bereich westlich von Soest bis östlich von Werl auf einer 
Länge von rund 5 km mit Kosten von 10,2 Mio. Euro und einer Baudurch- 
führung ab April 2015 zur Aufnahme in den Straßenbauplan angemeldet. 

— Darüber hinaus sind in Hessen 66 km Richtungsfahrbahn mit Schäden durch 
AKR gemeldet worden, wobei im Jahr 2013 die letzten Abschnitte instand- 
gesetzt wurden. Der im Freistaat Sachsen gutachterlich bestätigte Schaden 
auf der A 14 Richtungsfahrbahn Magdeburg zwischen den Anschlussstellen 
Mutzschen und Leisnig wurde im Jahr 2011 instandgesetzt. Für die letzt- 
genannte 9,5 km Richtungsfahrbahn lange Maßnahme wurden nach Angaben 
des Landes Sachsen einschließlich weiterer Erhaltungsmaßnahmen, wie z. B. 
Sanierung der Entwässerung, Erneuerung der Rampen der AS Leisnig, 
Ersatzneubau dreier Bauwerke, Erneuerung der Ausstattung, insgesamt rand 
14,4 Mio. Euro aufgewendet. 


6. Hält die Bundesregiemng die Maßnahmen, die mit den Allgemeinen Rund- 
schreiben Straßenbau (ARS Nr. 1 5/2005 und Nr. 1 2/2006) ergriffen wurden, 
für ausreichend, um dem Problem durch AKR künftig wirksam vorzubeu- 
gen? 

Die Allgemeinen Rundschreiben Straßenbau (ARS Nr. 15/2005 und Nr. 12/ 
2006) wurden mittlerweile aufgehoben und auf der Grandlage neuer Erkennt- 
nisse durch das ARS Nr. 4/2013 des damaligen Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) ersetzt. Nach jetzigem Kenntnisstand soll- 
ten damit zukünftig AKR-Schäden an Fahrbahndecken aus Beton auszuschlie- 
ßen sein. 

Zusätzlich hat das damalige BMVBS für die Beurteilung und Instandsetzung be- 
reits durch AKR geschädigter Fahrbahnen in Abhängigkeit vom Grad der Schä- 
digung die mit den Länder gemeinsam erarbeiteten „Empfehlungen für die 
Schadensdiagnose und die Bauliche Erhaltung von AKR-geschädigten Fahr- 
bahndecken aus Beton“ im Februar 2009 mit Rundschreiben den Ländern mit 
der Bitte um Anwendung zur Verfügung gestellt und mit Rundschreiben vom 
30. April 2012 aktualisiert. 


7. ln welchem Umfang hätte die Verarbeitung von risikobehaftetem Beton an 
den jeweiligen Autobahnabschnitten vermieden werden können, wenn bei 
der DEGES und in den Behörden bzw. Straßenbauverwaltungen der Länder 
die Erkenntnisse des Instituts für Baustoffe bzw. der Materialforschungs- 
und -prüfanstalt an der Bauhaus-Universität Weimar beachtet und die 
empfohlenen strengeren Parameter nicht erst im Jahr 2005, sondern frühzei- 
tig umgesetzt worden wären? 

Neuere Erkenntnisse der Materialforschungs- und Prüfanstalt Weimar (vorm. 
Institut für Baustoffe Weimar) wurden im Jahr 1996 in der Überarbeitung der 
Alkali-Richtlinie des Deutschen Ausschusses für Stahlbeton verankert. Aller- 
dings führten später festgestellte Schäden durch Verwendung von Festgesteinen 
(hier: Quarzporphyr, zum damaligen Zeitpunkt als unkritisch eingestuft, daher 
keine Veranlassung zum Ausschluss), die so nicht erwartet werden konnten, zu 
ergänzenden Regelungen. Einen vermeidbaren Schadensumfang einzuschätzen, 
hätte insoweit nur spekulativen Charakter. 
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8. Wie beurteilt die Bundesregierung die Erfahrungen, die mit der Versiege- 
lung der von betroffenen Streckenabschnitte gemacht wurden? 

Konnte auf diese Weise eine signifikante Verlängerung der Nutzungsdauer 
erreicht werden? 

Wenn ja, über welchen Zeitraum? 

9. Welche Arten der Versiegelung haben sich als wirksam erwiesen und sol- 
len auch künftig zur Verlangsamung der chemischen Reaktion angewen- 
det werden? 

10. Auf welchen Streckenabschnitten wurde eine Versiegelung vorgenom- 
men, bzw. ist dies geplant? 

1 1 . Hält die Bundesregierung die Versiegelung der Betonfahrbahndecken auf 
der Basis der gewonnenen Erkenntnisse für ein wirtschaftliches Verfah- 
ren? 


Die Fragen 8 bis bis 1 1 werden wegen des Sachzusammenhangs gemeinsam be- 
antwortet. 

Das Applizieren von Versiegelungen auf einer durch AKR geschädigten Beton- 
fahrbahn wurde auf einer hierfür eingerichteten Erprobungsstrecke auf der A 14 
in Sachsen- Anhalt auf einer Länge von ca. 14 km Richtungsfahrbahn untersucht. 
Positiv bewertet wurden Hydrophobierungen mit „Oberflächenschutzsystem 
Typ A“ und Leinölfirnis, da eine Verlängerung der Nutzungsdauer der geschä- 
digten Betonfahrbahn um fünf bis sieben Jahre erreicht werden konnte. Die dort 
gewonnenen Erkenntnisse und Erfahrungen sind in die vorgenannten, den Län- 
dern vom damaligen BMVBS zur Verfügung gestellten und zur Anwendung 
empfohlenen „Empfehlungen für die Schadensdiagnose und die Bauliche Er- 
haltung von AKR-geschädigten Fahrbahndecken aus Beton“ mit eingefiossen. 
Hinsichtlich der Frage 10 wird auf die Zuständigkeit der Auftragsverwaltungen 
gemäß der Antwort zu Frage 2 verwiesen. 


12. Welche Schäden durch AKR sind der Bundesregiemng an Ingenieurbau- 
werken im Bundesfemstraßennetz bekannt? 

13. An welchen Ingenieurbauwerken im Bundesfernstraßennetz besteht auf- 
gmnd AKR-Schäden Instandsetzungs- bzw. Saniemngsbedarf (bitte Bau- 
werke und Streckenabschnitte benennen)? 

14. ln welchen Fällen mussten Ingenieurbauwerke im Bundesfemstraßennetz 
wegen AKR-Schäden bisher saniert bzw. ersetzt werden, und welche Kos- 
ten sind dadurch bisher entstanden? 

1 5 . Wie hoch schätzt die Bundesregiemng den Saniemngsbedarf durch AKR- 
Schäden an Ingenieurbauwerken im Bundesfemstraßennetz derzeit ein? 

Die Fragen 12 bis 15 werden wegen des Sachzusammenhanges gemeinsam be- 
antwortet. 

Belastbare Informationen hierzu liegen der Bundesregiemng nicht vor. Der Bun- 
desregiemng sind nur die in der als Anlage beigefügten Tabelle enthaltenen Ein- 
zelfälle bei älteren Brückenbauwerken bekannt. Für eine umfassende Beantwor- 
tung der Fragen wäre eine arbeits- und zeitaufwändige Länderabfrage erforder- 
lich, die in der Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit nicht durchgeführt wer- 
den kann. 



Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


-5- 


Drucksache 18/2688 


Sofern die aktuellen Regelwerke — dies sind Normen, Richtlinien, Zusätzliche 
Technische Vertragsbedingungen und deren Ergänzungen - durch die Straßen- 
bauverwaltungen der Länder beachtet werden, sind AKR-Schäden an Ingenieur- 
bauwerken im Bundesfemstraßennetz nicht zu erwarten. 
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Tabelfe 1: Schädepiinlolge ÄKR an Ingentewrbauwerken; Bundesfernstrafennetz 


Bauwerk, 

geschädigtes Bauteil: 

Bauv/erk und 
Streckenabschnitt: 

Baujahr^ : 

Instand^ 

Setzung 

Schadens- 

u,rsache(n): 

Jahr^der 

Diagnose 

Brücke. 

Widerlager 

Saatebrücke 
lüerseburg im Zuge 
der B 181 , in 
Merseburg, 

1973/ 

1974: 

Bereits 

ers,etzt 

AKR, 

Bttringit, Frost 
Tausafz- 
Einwirkung 

1998 

Brücke, 

Widerlager ^Feittgteiil 

Überführung d® 

■ Saale im Zuge, der 

B 1&1; in 
Merseburg. 

CS - 

1969/ 

1.970'- 

Bereits 

ersetzt 

AKR 

Ettrmg:it‘ 

1:998; 

Brücke^ WidMiigib 

Pfeiler, 

(VJuidefarCiCke 
Po,üch Brücke über 

'1974/ 

1975 

ßfsBtzheu 

bau ih 

ÄiKH, Stfihgit 

1998 

olanipStQnOalK^ll 

dpsh) 

y.jö II 1 1 

derB 100 

Raum Haile/S. 
ASB-Nr, 4340 517 





Brücke, 

Kappe? 

Überführung eines: 

Wirtschaftsweges 
(Stanqenweq* über , 

1991;/ ' 

1992: 

■ 

n.te, 

AKR 

1998 

Brücke ; 

die, B AB AI 4 bei 

19917 

b.b:. 

Untersußhttng 

mb.,- 

Widerlager, Risse 
Überbau 

f tcshw O . 

8A8 A14 Dresden' 

- Magdeburg. 

ASB Nr. 4438 794 

I .W.sJ.«!»’ 


d.üT Ai\H crrofgi 
d.u:feb: LMPA ST 


Brücke 

Kappe*,, Po.p»©üte: 
Wideriager, Risse 
Überbau 

Überführung eines 
Wirt Schafts Wegs 
über die BAB A,14 
bei Zöberitz, Raüm. 
Ha!le/S. 

BAB A14 Dresden 
- Magdeburg- 
ASB Nr, 4438 795' . 

1:991/ 

199Z 

n.b. 

- 

Untersuchung 
auf AKR erfolgt: 
durch LMPA St 

n.b. 

Brücke 

Flusspteiler; 
Auflacerbank, Risse. 

Elbequeru.ng iip 
Zuge der B 1.89 bei 
Wittenberge, 
'Brandenburg. 
Zwischen Stendal 
und Wittenberge 
ASB-Nr 3036622: 

' '1S77 

mb; 

AKR 

2003 

Brücke 

Kappe*., Po:p'( 3 üis,, 

Risse 

Saalebrüpke 
Schkortleben; im 
2üg,e der BAB A 38 
zwischen AS Leuna 
und Kreuz 
Rippachtal, bei 
Merseburg, 

BAß A3 8 Göttingsn 
- Leipzig 

ASB-Nr, 4738 788,. ,, 

1'9:97 

nB, 

AKR 

'1998 ■ 

Bfücke 

Kappehj Pop-oute,, 
Äbwitterußifn 

Brücke'über die 
Plötze im Zuge der; 
BAB A 14, bei 
Halle/S. 

BAB A14 Dresden 
-- Magdeburg 

,AS8-Nr. 4336 707 

' '1996 

Bereits 
Teii- 
erneuer- 
ung und 
Instand--: 
■Setzung 
erfolgt 

AKR 

'Frostetausate-- 

Ein.wifküng 

■ 

1998 
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Tabeile t: (Fortsetzung) 


Bauwerk, | Bauv/erk und 

geschädigtes Bauteil; | Streckenabschnitt 

Baujahr': 

Instand- 

setzung 

.Schadens- 

ursache{n} 

.Jahr der 
Diagnose 

Brücke 

Kappe*,: Röp'Outs 

Überführung einer 
Gemeindestraße: 
über die 8AB A14 
bet Könnern, 
Zwischen Berraburg 
und Halie/S. 

BÄB A1'4 Dresden 
" Mac de bürg 

ASB Nr^4336 754; . 

mm : 

Bereits 

ersetzt: 

AKR, Frost- 
Tausalz- 
Einwirküri:g 

1:996, 

Brücke 

Kappe*, Pop-Düts 

Überführung einer 

.GemeindestfaSe 
über die BAB AI 4 
belKörrnerii: 
zwischen Bernburg; 

und Halley'S. 

BÄB A14 Dresden: 

-Magdeburg 

ASB Nr. 4336 75Z 

i:996 

B:sreife' 

ersetzt. 

. 

AKR., RrosT 

TäM:Safz-- 

EinwirkUtlg 

i9r9&' 

Brücke: 

Kappe*: Pop-Cuts. 
KCiRStrwMiphsbetqn 

BAB A14 BW 24A 
Überführung der 
B:71 über die BAB' 
AI 4 bei 
Magdeburg. 
Bä 8'A14 Dresden: 

- Magdeburg 
A$B-Nr. 3835 673 : 

19Q5 

BefSitS 

ersetzt. 

ÄKRt, Frost- 

Tausalz-: 

Eirrwlrkung 

1,998: 

UärtT»sci1dtzwa.hd: 
PuridarTient, Pisse 

Lärmschutzwand 
Möser im Zugerder 
BAB A 2 bei 
Magdeburg. 
BAB:A2 

Mägdeburd’-Berjin 
ASB-Nr, 3736 916. 

. 1:Si8: 

b;b. 

.AKRA/ördäCht 

n.b. 

Larmschufewand. 

Fütidament, Risse 

Lärmschutzwand 
SChermen im Züge 
def: BAB A2 ;bei 
Magdeburgv 
BABA2' 

Magdeburg.- Berlin 
ASB-Nr, 3>36 91.S 


■n:.b... 

.AKR-MerdaGht 

n.b, 

^/erkehfszeichen- 

brücke 

Fundamenti Risse 

Ausfahrt Kreuz' 
A,9/A38/A.K 
Rippachtal, Ver- 
teiler Rippachkreuz 
bet Merseburg:, 
BAB A9 Leipzig 
Nürnberg und: BAB 

A .38 Göttingen - 
Leipzig 

ASB-Nr, ,4738 @85 

1997 

n...b.. 

; AKRWerdacht 


pibä; den BASt':ritcht bekannt 
*: Brückenksppe SihUyerschleiflteil^ 
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